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Umlagesatzung 2019 vom 24.09.2020  
zuletzt geändert durch Artikel 1 
der 1. Änderungssatzung vom 11.02.2021 
 

Umlagesatzung 2020 

(Änderungen in Fett) 

Präambel 
 
Satzung zur Erhebung von Umlagen für die 
Unterhaltung öffentlicher Gewässer  1. und 2. 
Ordnung in der Stadt Coswig (Anhalt) 
einschließlich ihrer Ortschaften Bräsen, Buko, 
Cobbelsdorf, bestehend aus den Ortsteilen 
Cobbelsdorf und Pülzig, Düben, Hundeluft, 
Jeber-Bergfrieden, bestehend aus den 
Ortsteilen Jeber-Bergfrieden und Weiden, 
Klieken, bestehend aus den Ortsteilen Klieken 
und Buro, Köselitz, Möllensdorf, Ragösen, 
bestehend aus den Ortsteilen Ragösen und 
Krakau, Senst, Serno, bestehend aus den 
Ortsteilen Serno, Göritz und Grochewitz, 
Stackelitz, Thießen, bestehend aus den 
Ortsteilen Thießen und Luko, Wörpen 
bestehend aus den Ortsteilen Wörpen und 
Wahlsdorf, sowie Zieko vom 24.09.2020, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der 1. 
Änderungssatzung vom 11.02.2021. 
Aufgrund der §§ 56, 56 a Wassergesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. März 
2011 (GVBl. LSA S.492), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Gesetzes zum Abbau 
verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im 
Verwaltungsrecht des Landes Sachsen-Anhalt 
vom 07. Juli 2020 (GVBl. LSA S. 372), der §§ 2, 5, 
8, 11, 36, 45, 90, des 
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.Juni 2014 
(GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge vom 15. Dezember 2020 
(GVBl. LSA S. 712), und der §§ 1, 2 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (KAG LSA) vom 13. 
Dezember1996 zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes zur Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge vom 15. Dezember 2020 
(GVBl. LSA S. 712) hat der Stadtrat in seiner 
Sitzung vom folgende Satzung der 
Umlagesatzung 2019 beschlossen: 
 

Präambel 
 
Satzung zur Erhebung von Umlagen für die 
Unterhaltung öffentlicher Gewässer  1. und 2. 
Ordnung in der Stadt Coswig (Anhalt) 
einschließlich ihrer Ortschaften Bräsen, Buko, 
Cobbelsdorf, bestehend aus den Ortsteilen 
Cobbelsdorf und Pülzig, Düben, Hundeluft, 
Jeber-Bergfrieden, bestehend aus den Ortsteilen 
Jeber-Bergfrieden und Weiden, Klieken, 
bestehend aus den Ortsteilen Klieken und Buro, 
Köselitz, Möllensdorf, Ragösen, bestehend aus 
den Ortsteilen Ragösen und Krakau, Senst, 
Serno, bestehend aus den Ortsteilen Serno, 
Göritz und Grochewitz, Stackelitz, Thießen, 
bestehend aus den Ortsteilen Thießen und Luko, 
Wörpen, bestehend aus den Ortsteilen Wörpen 
und Wahlsdorf, sowie Zieko. 
Aufgrund der §§ 56, 56 a Wassergesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. März 
2011 (GVBl. LSA S.492), zuletzt geändert durch 
Artikel 21 des Gesetzes zum Abbau verzicht-
barer Anordnungen der Schriftform im 
Verwaltungsrecht des Landes Sachsen-Anhalt 
vom 07. Juli 2020 (GVBl. LSA S. 372), der §§ 2, 5, 
8, 11, 36, 45, 90, des Kommunal-
verfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
(KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), 
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes 
vom 19. März 20201(GVBl. LSA S. 100), und der 
§§ 1, 2 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Sachsen-Anhalt (KAG LSA) vom 13. 
Dezember 1996, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes zur Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge vom 15. Dezember 2020 
(GVBl. LSA S. 712) hat der Stadtrat in seiner 
Sitzung vom 30.09.2021 die Satzung zur 
Erhebung von Umlagen für die Unterhaltung 
öffentlicher Gewässer 1. und 2. Ordnung, 
zuzüglich der der Stadt Coswig (Anhalt) bei der 
Umlegung der Verbandsbeiträge entstehenden 
Verwaltungskosten, in der Stadt Coswig (Anhalt), 
einschließlich Ihrer Ortschaften, beschlossen. 
 
Hinweis: Es wird das aktuelle Datum der 
Beschlussfassung berücksichtigt. 
Weiterhin wird die aktuelle Gesetzesänderung 
des Kommunalverfassungsgesetzes 
berücksichtigt. 
 



Bearbeitungsstand 05.08.2021        Seite 2 von 6 

§ 3 Umlageschuldner 
 
 Absatz 1 
Umlageschuldner ist, wer im 
Erhebungszeitraum im Sinne des § 4 (1) S. 2 
Eigentümer eines im Gemeindegebiet 
gelegenen, zum Verbandsgebiet gehörenden 
Grundstücks ist. Wechselt das Eigentum oder 
die Erbbauberechtigung am Grundstück 
innerhalb des Erhebungszeitraumes, so haftet 
der Umlageschuldner zeitanteilig entsprechend 
den Regelungen der §§ 186 ff BGB erhoben. 
Maßgeblich für den Wechsel des Eigentums 
oder der Erbbauberechtigung ist die Eintragung 
des Eigentumswechsels oder des Wechsels der 
Erbbauberechtigung im Grundbuch. 
 

§ 3 Umlageschuldner 
 
Absatz 1 
Umlageschuldner ist, wer im 
Erhebungszeitraum im Sinne des § 4 (1) S. 2 
Eigentümer eines im Gemeindegebiet 
gelegenen, zum Verbandsgebiet gehörenden 
Grundstücks ist. 
 

Absatz 2 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, tritt an die Stelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte. 
 
Sind die Umlageschuldner nach den Absätzen (1) 
und (2) S. 1 nicht zu ermitteln, ist ersatzweise 
derjenige heranzuziehen, der im 
Erhebungszeitraum das Grundstück nutzt. Der 
Umlageschuldner ist dann nicht zu ermitteln, 
wenn 
(a) offengeblieben ist, welche Person(en)  

Eigentümer oder Erbbauberechtigte des 
betreffenden Grundstücks ist (sind),  
besondere nach einem Erbfall oder 

(b) ein Eigentümer/Erbbauberechtigter zwar 
bekannt, seine Adresse oder sein Aufent-
haltsort, an den der Bescheid zugestellt 
werden könnte aber unbekannt geblieben 
ist. Im Fall des § 3 (2) S:3 a) 
ist die Identität des Umlageschuldners 
offengeblieben, wenn sich durch eine 
Recherche beim zuständigen 
Grundbuchamt nicht feststellen lässt, wer 
Eigentümer/Erbbauberechtigter des 
Grundstücks ist oder wenn das Grundstück 
herrenlos ist. Im Fall des § 3 (2) S. 3 b) ist die 
Adresse oder der Aufenthaltsort des 
Umlageschuldners unbekannt geblieben, 
wenn entsprechende Daten auch durch eine 
Anfrage an das Einwohnermeldeamt des 
letzten bekannten Wohnsitzes des 
Umlageschuldners nicht festgestellt werden 
können. 

 

 

 

Absatz 2 

Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, tritt an die Stelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte. 
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Absatz 3 

Mehrere Umlageschuldner haften als 
Gesamtschuldner. 
 

Absatz 3 
Sind die Umlageschuldner nach Abs. 1 und Abs. 
2 S. 1 nicht zu ermitteln, ist ersatzweise 
derjenige zur Umlage heranzuziehen, der im 
Erhebungszeitraum das Grundstück nutzt.. Ein 
Umlageschuldner ist dann nicht zu ermitteln, 
wenn der Eigentümer oder der 
Erbbauberechtigte unter Heranziehung der 
grundstücksbezogenen Unterlagen, einer 
Anfrage beim zuständigen Nachlassgericht und 
einer Einwohnermeldeauskunft nicht als Person 
und nicht mit zustellfähiger Adresse festgestellt 
werden kann. Dabei entspricht der Umstand, 
dass der Umlageschuldner nicht zu ermitteln ist, 
der Ungewissheit über die Feststellbarkeit des 
Pflichtigen des § 13 Abs. 1 Nr. 4 b) Satz 1, Satz 2 
KAG LSA. 
 

 Absatz 4 
Die ersatzweise Heranziehung des Nutzers nach 
Abs. 3 begründet keine eigene Umlagepflicht.  
Hinweis: Damit wird der Rechtsprechung des 
OVG LSA Urteil vom 27.02.2020 Urteil 2L 35/18 
entsprochen. Die ersatzweise Heranziehung des 
Nutzers begründet keine eigene Umlagepflicht, 
da das Gesetz auf die originäre Schuldnerschaft 
des Eigentümers/Erbbauberechtigten abstellt. 
 

 Absatz 5 
Eine anteilige Schuldnerschaft in den Fällen des 
Schuldnerwechsels nach den Absätzen 1 bis 3 gilt 
ungeachtetdes Zeitpunktes des Entstehens der 
Umlageschuld. Im Falle eines Schuldnerwechsels 
im Erhebungszeitraum wird die Umlage nach 
Monatsbruchteilen erhoben. Dabei beginnt die 
Umlagepflicht anteilmäßig mit Beginn des 
Monats, der dem Monat folgt, in dem die 
Umschreibung im Grundbuch erfolgt.
 

 Absatz 6 
Mehrere Schuldner haften als Gesamt-
schuldner. 
Hinweis: Die Regelungen des § 3 wurden neu 
strukturiert und entsprechen weitestgehend der 
Orientierungssatzung (Ministerium für Umwelt, 
Landwirtschaft und Energie). 
 

§ 4 Entstehung der Umlageschuld, Erhebungs- 
zeitraum 

 
Absatz 1 
 
Die Umlageschuld entsteht am Ende des 
Kalenderjahres, für das die Umlage festzusetzen 
ist, frühestens jedoch mit der Zustellung des der 

§ 4 Entstehung der Umlageschuld, Erhebungs- 
zeitraum 

 
Absatz 1 
 
Die Umlageschuld entsteht am Ende des 
Kalenderjahres, für das die Umlage festzusetzen 
ist, frühestens jedoch mit der Zustellung des der 
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Umlage zugrundeliegenden Bescheides der 
Unterhaltungsverbände des jeweiligen 
Unterhaltungsverbandes bei der Stadt Coswig 
(Anhalt). 
Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 

Umlage zugrundeliegenden Bescheides des 
jeweiligen Unterhaltungsverbandes bei der 
Stadt Coswig (Anhalt) und seiner Fälligkeit. 
Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr 
 
Hinweis: die Umlageerhebung soll ausdrücklich 
erst nach Ablauf der Fälligkeit erfolgen, da ab 
diesem Zeitpunkt der Beitragsvorteil erfüllt ist. 

§ 5 Umlagemaßstab 
 
Absatz 2 
 
Die Stadt Coswig (Anhalt) hat für das 
Kalenderjahr 2019 Erschwernisbeiträge 
 

(a) an den Unterhaltungsverband  
Nuthe/Rossel“ laut Beitragsbescheid vom 
15.01.2019 in Höhe von  
18.360,46 €  
und 

(b) an den Unterhaltungsverband „Fläming-
Elbaue“ laut Beitragsbescheid vom 
13.02.2019 in Höhe von  
172,48 € zu entrichten. 

 

§ 5 Umlagemaßstab 
 
Absatz 2 
 
Die Stadt Coswig (Anhalt) hat für das 
Kalenderjahr 2020 Erschwernisbeiträge 

 
(a) an den Unterhaltungsverband  

Nuthe/Rossel“ laut Beitragsbescheid vom 
30.01.2020 in Höhe von  
18.490,54 €  
und 

(b) an den Unterhaltungsverband „Fläming-
Elbaue“ laut Beitragsbescheid vom 
27.01.2020 in Höhe von  
158,35 € zu entrichten. 

 
Hinweis:  
- für die Umlagesatzung sind die für das 

Umlagejahr aktuellen Erschwernisbeiträge zu 
benennen 

- für das Gebiet des UHV „Nuthe/Rossel“ sind 
10529 Einwohner mit einem 
Erschwernisbeitrag in Höhe von 1,756154 
€/Einwohner festgesetzt 
und 

- für das Gebiet des UHV “Fläming-Elbaue“ 
sind 128 Einwohner mit einem 
Erschwernisbeitrag in Höhe von 1,237081 
€/Einwohner festgesetzt. 

 

§ 6 Umlagesatz 
 
Absatz 1 
 
Der Umlagesatz zur Umlage des 
Flächenbeitrages beträgt für das Kalenderjahr 
2019 
 
(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 

„Nuthe/Rossel“ als Flächenbeitragssatz 
8,37467 €/ha (entspricht 0,000837467 €/m²) 

 
und 

 
 

§ 6 Umlagesatz 
 
Absatz 1 
 
Der Umlagesatz zur Umlage des 
Flächenbeitrages beträgt für das Kalenderjahr 
2020 

 
(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 

„Nuthe/Rossel“ als Flächenbeitragssatz 
8,37494 €/ha (entspricht 0,000837494 €/m²) 

 
und 
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(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Fläming-Elbaue“ als Flächenbeitragssatz 
10,36182 €/ha (entspricht 0,001036182 
€/m²). 

 

(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Fläming-Elbaue“ als Flächenbeitragssatz 
10,70312 €/ha (entspricht 0,001070312 
€/m²). 

 

Absatz 2 
 
Der Umlagesatz zur Umlage des 
Erschwernisbeitrages beträgt für das 
Kalenderjahr 2019 

 
(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 

„Nuthe/Rossel“ als Erschwernisbeitragssatz 
8,65872 €/ha (entspricht 0,000865872 €/m²) 

 
und 
 

(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Fläming-Elbaue“ als 
Erschwernisbeitragssatz 4,58639 €/ha 
(entspricht 0,00048639 €/m²). 

 

Absatz 2 
 
Der Umlagesatz zur Umlage des 
Erschwernisbeitrages beträgt für das 
Kalenderjahr 2020 

 
(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 

„Nuthe/Rossel“ als Erschwernisbeitragssatz 
8,78542 €/ha (entspricht ,000878542 €/m²) 

 
und 

 
(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 

„Fläming- Elbaue“ als Erschwernisbeitragssatz 
8,55966 €/ha (entspricht 0,000855966 €/m²). 

 
Hinweis: für die Umlagesatzung sind die 
jeweiligen aktuellen Flächenbeiträge und neu 
kalkulierten Erschwernisbeiträge zu benennen 
 

§ 7 Verwaltungskosten 
 
Absatz 2 
 
Die Verwaltungskosten für die Umlage eines 
Flurstücks mit einem Flächenbeitrag betragen 
für das Kalenderjahr 2019 

(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Nuthe/Rossel“ 

je Flurstück        0, 82 € 
 

und 
 

(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes   
„Fläming-Elbaue“ 
je Flurstück       0,86 €. 

 

§ 7 Verwaltungskosten 
 
Absatz 2 
 
Die Verwaltungskosten für die Umlage eines 
Flurstücks mit einem Flächenbeitrag betragen 
für das Kalenderjahr 2020 

(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Nuthe/Rossel“ 

je Flurstück        0, 80 € 
 

und 
 

(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes   
„Fläming-Elbaue“ 
je Flurstück       0, 84 €. 

 

Absatz 3 
 
Die Verwaltungskosten für die Umlage eines 
Flurstücks mit einem Flächen- und Erschwernis-
beitrag betragen für das Kalenderjahr 2019 
 

(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Nuthe/Rossel“ 

je Flurstück         1,00 € 
 

und 
 

Absatz 3 
 
Die Verwaltungskosten für die Umlage eines 
Flurstücks mit einem Flächen- und Erschwernis-
beitrag betragen für das Kalenderjahr 2020 

 
(a) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 

„Nuthe/Rossel“ 
je Flurstück         0,98 € 
 

und 
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(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Fläming-Elbaue“ 

je Flurstück      0,93 €. 
 

(b) für das Gebiet des Unterhaltungsverbandes 
„Fläming-Elbaue“ 
je Flurstück      0,91 €. 

 
Hinweis: Die umzulegenden Verwaltungskosten 
werden separat und nachvollziehbar 
eigenständig dargestellt und festgelegt.  
Es wird auf die Kalkulation der 
Verwaltungskosten verwiesen 
 

§ 15 Inkrafttreten 
 

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in 
Kraft und ersetzt die bisher geltende Satzung 
zur Erhebung von Umlagen für die Unterhaltung 
öffentlicher Gewässer 2. Ordnung in der Stadt 
Coswig (Anhalt) und den ihr angehörenden 
Ortschaften vom 05.12.2019. 

 
Coswig (Anhalt), den 11.02.2021 
 
 
 
 
 
A. Clauß                             Siegel 
Bürgermeister 

§ 15 Inkrafttreten 
 

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2020 in 
Kraft und ersetzt die bisher geltende Satzung zur 
Erhebung von Umlagen für die Unterhaltung 
öffentlicher Gewässer 1. und 2. Ordnung vom 
24.09.2020, zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
1.Änderungssatzung vom 11.02.2021. 
 
Coswig (Anhalt), den xx.yy.2021 
 

Hinweis: xx.yy.2020 ist das Datum der 
Ausfertigung. 

 
 
A. Clauß                                     Siegel 
Bürgermeister 
 

Hinweis: 
Die Ersetzung der bisherigen US soll die 
Anwendung für noch offene Fälle der 
Widerspruchsbearbeitung rechtlich sicherstellen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  


